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Halbjahresbericht für die Bezirksvertretung Nippes 
zu Maßnahmen, zu denen seitens der Kämmerei Stellung zu nehmen ist 
 
Zu den beiden im Zusammenhang mit dem Konjunkturprogramm II stehenden Maßnah-
men wird seitens der Verwaltung wie folgt Stellung genommen: 
 
Sitzung 29.01.2009 
 
Beschluss: Die Verwaltung wird gebeten zu prüfen, ob der bereits von der Bezirksvertre-
tung Nippes beschlossene Bau von Aufzuganlagen an der KVB-Haltestelle Neusser 
Str./Gürtel sowie die ebenfalls beschossenen ebenerdigen Zu- und Abgänge von der 
Hochbahnhaltestelle aus dem Konjunkturförderprogramm der Bundesregierung finanziert 
werden können und unabhängig davon früher als bislang geplant mit dem Umbau begon-
nen werden kann. 
 
 
Sitzung 28.05.2009 
 
Beschluss: Die Bezirksvertretung Nippes bittet die Verwaltung zu prüfen, ob die von der 
Bezirksvertretung am ß6.11.2008 beschlossenen Maßnahmen hinsichtlich des Lärmschut-
zes an der HGK-Bahntrasse in Longerich aus dem Konjunkturpaket II finanziert werden 
können. 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 



 2
Vor dem Hintergrund der Vielzahl an Anmeldungen von Projekten, die die vom Land zur 
Verfügung gestellte Summe bei weitem überschritt, mussten – auch unter Berücksichti-
gung der gesetzlichen Vorgaben wie Zusätzlichkeit, Ausschlusskriterien für bestimmte Be-
reiche etc. – Prioritäten gesetzt werden. 
 
Der Rat hat mit Beschlüssen vom 05.05. und 30.06.2009 die städt. Maßnahmen festge-
legt, die aus den Mitteln des Konjunkturprogramms finanziert werden sollen. 
 
Die beiden o. a. Maßnahmen sind in der Liste der aus dem Konjunkturprogramm zu finan-
zierenden Maßnahmen nicht enthalten. 
 
 
  
 


